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In Sachen

Verkündet

am 22° Mai 1958

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten

hat der 80 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 22‚ Mai 1958

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen LandeseoZialgerichts vom 7„ Juni 1955

wird als unbegründet zurückgewiesen°
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Die Klägerin ist die Witwe des am 250 März 1945 an den Folgen

einer bei einem Luftangriff erlittenen Verwundung gestorbenen

Steuerinspektors Johann D.XX1XAXXXXX. Das Versorgungsamt

(VersorgAa) München I bewilligte ihr auf den Antrag vom

23° August 1951 nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) vom
10 August 1951 an eine Grundrente von 40,—— DM monatlich (Be—

scheid vom 29°8.1951)„ Am 140 Januar 1952 teilte die Oberfi—

nanzdirektion (OFD°) München dem VersorgA„ mit, daß der Kläge—
rin rückwirkend vom 7° November 1946 ab nach Maßgabe der beam—

tenrechtlichen Unfallvorschriften ein Witwengeld in Höhe von

2„606‚4o DM jährlich anstelle des bisher nach allgemeinen”
beamtenrechtlichen Grundsätzen bewilligten Witwengeldes von

20180,64 DM gezahlt werde. Daraufhin setzte das VersorgA° die
Grundrente mit Wirkung vom 1„ August 1951 ab auf monatlich

4,50 DM fest, weil die Rente nach 5 65 Abs. 1 Nr° 2 BVG in

Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der Versorgung nach

allgemeinen beamtenre0htlichen Bestimmungen und aus der

beamtenrechtlichen Unfallfürsorge (rd° 55,50 DM) ruhe (Be—

scheid vom 6.2„1952)„ Das Oberversicherungsamt (OVA.) München

wies die Berufungen der Klägerin gegen den Bescheid vom

29° August 1951, mit dem sie die Zahlung der Rente vom 1° Ok—

tober 1950 ab begehrte, und geLen den Bescheid vom 6. Februar

1952 zurhck (Urteil vom 16°5.1952)„

Während des beim Bayer° Landesversicherungsamt (LVAmt) an—
hängigen Rekursverfahrens ordnete das VersorgA° mit einem

weiteren Neufeststellungsbescheid vom 2„ November 1953 an,

daß die Grundrente vom 1° April 1955 an in voller Höhe ruhe°

In der mündlichen Verhandlung vor dem Bayer. Landessozialge—

richt (LSGO) am 7„ Juni 1955 nahm der Prozeßbevollmächtigte
der Klägerin die Berufung (@ 215 Abs. 5 des bozia1ge1ichts—

gesetzes — SGG —) gegen das Urteil des Sozialgerichts (SGO)

insoweit zurück, als dieses die Berufung (nach altem Recht)

gegen den Bescheid vom 29. August 1951 zurückgewiesen hatte°
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Das LSG. hat die Berufung hinsichtlich des Bescheids vom

6. Februar 1952 durch Urteil vom 7. Juni 1955 zurückgewie—

sen: 5 65 Abs. 1 Nr. 2 5VG sei auch auf die Grundrenten der
Witwen anzuwenden. Diese seien "Versorgungsbezüge" im Sinne

dieser Vorschrift. Die Witwe habe zwar nach @ 39 Satz 1 BVG

Anspruch auf eine Grundrente ohne Rücksicht auf ihr Ein-

kommen. 5 65 Abs. 1 Nr. 2 BVG sei aber eine Sondervorschrift,

die eine Doppelversorgung für Schäden, die auf der gleichen

Ursache beruhen, ausschließe. Auch 5 65 Abs. 2 BVG i.d.F.

vom 7. August 1953 (BGBl. I s. 866) stütze die Ansicht der
Klägerin nicht. Hierdurch sei nur klargestellt worden, daß

auch die Grundrente eines im aktiven Dienst befindlichen Be—

amten in Höhe der neben Dienstbezügen gewährten Leistungen

aus der Unfallfürsorge ruhe, wenn beide Ansprüche auf der

gleichen Ursache beruhen. 5 65 Abs. 1 Nr. 2 BVG verstoße

nicht gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundes—

republik Deutschland (GG). Der Neufeststellungsbescheid vom
V

2. November 1955 sei nicht Gegenstand des Berufungsverfah—‘

rens. Das LSG. hat die Revision zugelassen.

Die Klägerin hat gegen das ihr am 6. Juli 1955 zugestellte

Urteil mit einem beim Bundessozialgericht (BSG.) am 6.August

1955 eingegangenen Schriftsatz Revision eingelegt und bean-

tragt,

das Urteil des Bayer. LSG. vom 7. Juni 1955 sowie

des OVA. München vom 16. Mai 1952 aufzuheben und
den Beklagten zur Zahlung der ungekürzten Witwen—

rente vom 1. August 1951 ab zu verurteilen.

Sie rügt in der — nach Verlängerung der Revisionsbegründungs—

frist - beim BSG. am 29. September 1955 eingegangenen Revi—

sionsbegründung die Verletzung des 5 65 Abs. 1 Nr. 2 BVG. Aus
der Teilung der Versorgungsbezüge in eine Grund— und Aus—

gleichsrente ergebe sich bereits die zwingende Schlußfolge-

rung, daß die Grundrente stets ungekürzt zu zahlen sei. Fer—

ner werde die Witwengrundrente durch 5 65 Abs. 1 Nr. 2 BVG
schon deshalb nicht erfaßt, weil die zunächst im Entwurf des
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BVGenthalteneVorschrift des 3 64 (später @65) Abs°2, daß
die Grundrente bei Vorhandensein eines Einkommens von mehr als

eoo‚—- DMruhe, nicht Gesetz geworden sei° Auch aus @55 BVG
ergebe sich9 daß die Witwengrundrente nicht gekürzt werden dür—

fe„ Schlieslich sprächen für die Ansicht der_hläöerin % 4
Abs„ 4 des Teuerunészulagengesetzes (TZG) i„d„F° vom 25° Juni

1952(BGBl°I so 354)und s 267Abs„ 2 Nr„ 2 Buchst„ a des
Lastenausgleichsgesetzes (LAG) vom 14° August 1952 (BGBl° I

So 446)„ ‘

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Revision ist zulässig, aber nicht begründet„

Das LSG° hat die Berufung, deren Zulässigkeit als Vorausset—

zung der Rechtswirksamkeit des gesamten weiteren Verfahrens

von Amts wegen zu prüfen ist (BSG„ 2, S„ 225 12217; 5, So 124
£i2@7; 4, 3° 70 1727 und s„ 281 12837), mit Recht als zu—
lässig angesehene Der von der Klägerin beim Beyer° LVAmt

eingelegte Rekurs ist am 1° Januar 1954 als Berufung auf das.

LSG° übergegangen (5@215 Abs„ 3, 29 SGG)„ Die Zulässigkeit
dieser Berufung richtet sich nach 55 144 — 150 SQG (BSG„ 1

S; 62, 2089 264)„ Da die‚Klägerin ihre Berufung gegen das Ur—

teil des OVA„‚ soweit dieses den Rentenbeginn betrifft, in der

mündlichen Verhandlung am 70 Juni 1955 zurückgenommen hatte‚

war nur noch der Teil dieses Urteils nachzuprüfen, der das

teilweise ■uhen der Rente betrifft; im übrigen war das ange—
fochtene Urteil rechtskräftig° Hinsichtlich des n00h nicht

rechtskräftigen Teils dieses Urteils war die Berufung zulässig°

‘Sie war insbesonderenicht nach@148Nr„ 2 sec ausgeschlossen,
weil das Urteil des OVA„ auch die Rente der Klägerin für die

Zeit nach seinem Erlaß betrifft°

Die Rüge der Revision, das LSG. habe 5 65 Abs° 1 Nr. 2 BVG

verletzt, ist nicht begründet. Nach dieser Vorschrift ruht

das Recht auf Versorgungsbezüge, wenn beide Ansprüche auf
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.der gleichen Ursache beruhen, in Höhe des Unterschiede zwischen

einer Versorgung nach allgemeinen beamtenrechtlichen Bestim—

mungen und aus der beamtenrcchtlichen Unfallfhrsorgeo Dabei

wird das Wort "Versorgungebezüge" im 5 65 Abs° 1 BVG als
Sammelbegriff für mehrere Arten von wiederkehrenden Geld-

leistungen gebraucht, die alle von dem Begriff der "Ver—

sorgung" im Sinne des @ 9 BVG erfaßt werden (vgl„ in einem

ähnlichen Fall Urt, des BSG° vom 12,12019579 SozRo SGG @ 148

Bl° Da. 6 Nr, 17)° Zu diesen Versorgungsbezügen gehört auch

die Rente der Witwe (ebenso Schieckel, Bundesversorgungsge-

setz, 2, Aufl„ @ 62 Anm° 2; Schönleiter, Bundesversorgungs-

gesetz, % 62 Erl„ l; @hannheiser-Wende—Zech, Handbuch des

Bundesversorgungsrechts, Dritte Aufl., Bd' 1, Erl° zu 9 62;

van Nuis—Vorberg, Das Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegs—

hinterbliebenen, VI° Teil, 8, 85), Diese Auslegung entspricht

dem Sinn und Zweck des % 65 Abs. 1 Nr° 2 BVG’ Der Vorschrift

liegt die Erwägung zugrunde, daß eine “Doppelversorgung”

aus öffentlichen Mitteln vermiahn werden soll (vgl° Begrün-

dung zum Entwurf des BVG, Deutscher Bundestag, 1, Wahl—

periode, Drucks° Nr. 1555 S° 65; Protokolle über die Verhand—

lungen des (26„) Ausschusses für Kriegsopfer— und Kriegsge—

fsngenenfragen des Deutschen Bundestags über das BVG, S. 48 A,

85 C)° Eine solche "Doppelversorgung" läge aber dann vor,

wenn wegen des Todes einer und derselben Person auf Grund

verschiedener Gesetze mehrere Renten gezahlt würden, Mit

Recht hat das Berufungsgericht angenommen, daß auch 9 65

Abs, 2 BVG i„d„F‚ vom 7„ August 1953 an dieser Rechtslage

nichts geändert hat° Hiernach ruht das Recht auf die Grund—

rente (@ 31) in Höhe der neben Dienstbezügen gewährten Lei-
stungen aus der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge, wenn bei—

de Ansprüche auf der gleichen Ursache beruhen° Diese Vor—

schrift hat entgegen der Ansicht der Revision keine Bedeu—

tung für die Frage, ob auch die Grundrente der Witwe,

die neben dem Witwengeld Leistungen aus der beamtenrechté

lichen Unfallfürsorge bezieht, nach % 65 Abs. 1 Nr, 2 BVG

ruhto Vielmehr sollte durch Abs° 2 a.a.U„ erreicht werden,

daß auch die Grundrente eines im aktiven Dienst befindli—
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chen Beamten ruht, wenn und soweit er neben seinen D i e n s t—
b e z ü.g e n aus gleicher Ursache Leistungen

aus der beam-

tenrechtlichen Unfallfürsorge erhält (vgl° Deutscher Bundestag,

10 Wahlperiode, Drucks° 4493 S. 4)° Die Revision kann ihre ge—
genteilige Auffassung auch nicht darauf stützen, daß der im

Entwurf des BVG enthaltene % 64 Abs° 2, wonach das Recht auf

die Grundrente bei einem Einkommen von mehr als 800‚—— DM
ruhen sollte, bei den Beratungen des Entwurfs im Deutschen

Bundestag gestrichen worden.ista Dies bedeutet nur, daß die

Grundrente ohne Rücksicht auf das den Kriegsbeschädigten und

Kriegshinterbliebenen zur Verfügung stehende Einkommen gewährt

wird° Für die Frage des Rubens der Versorgungsbezüge zur Ver—

meidung von Doppelleistungen bei Schäden aus gleicher Ursache

lassen sich aus der Streichung dieser Vorschrift jedoch keine

Schlußfolgerungenrzieheno Ebenso wenig spricht die im 5 55 BVG

enthaltene Regelung für die von der Klägerin vertretene An-

sicht° Durch @55 BVG werden die Fälle erfaßt, in denen meh—
rere Ansprüche nach dem BVG zusammentreffen° Wenn deshalb nach

© 55 Abs, 1 Buchst„ a BVGbeim Zusammentreffeneiner Beschädig—
tenrente mit einer Witwenrente die Grundrenten nebeneinander

gewährt werden, so geschieht dies wegen des d o p p e l t e n

Schadens, den der Anspruch■nrechtigte erlitten hat. Mit die—

ser Vorschrift steht jedoch % 65 Abs" 1 Nr. 2 BVG, der eine

Doppelversorgung aus öffentlichen Mitteln wegen des g l e i-—

c h e n Schadens verhindern will, in keinem Zusammenhang°

Schließlich findet die Revision auch in den von ihr angeführ—

ten Vorschriften des TZG und des LAG keine Stütze° @ 4 Abs° 4

TZG und @ 267 Abs. 2 Nr° 2 Buchst. a LAG befassen sich mit

der Anrechnung von Einkommen auf die nach diesen Gesetzen zu

gewährenden Leistungen„ Sie besagen dagegen nichts für die

Frage des Rubens von Versorgungsbezügen nach dem BVG°

@ 65 Abs° 1 Nr. 2 BVG verstößt auch nicht gegen Art. 3‘Abs° 1

GG, wie das Berufungsgericht mit Recht angenommen hat„ Art" 3

Abs„ 1 GG gebictet dem Gesetzgeber, daß er weder wesentlich

Gleiches willkürlich ungleich noch wesentlich Ungleiches will—

kürlich gleich behandelt„ Eine hiernach unzulässige Behandlung
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ist aber nur dann anzunehmen9 wenn ein sachgerechter Grund

hierfür nicht vorliegt° Es muß dem Gesetzgeber ein weiter

Ermessensspielraum bei der Bewertung dessen, was sachgerecht,

vernünftig und angemeSsen ist, erhalten bleiben'(BVerfG„ 4,

S„ 144 11557)a Nach diesen in der Rechtsprechung des BSG„
anerkannten Grundsätzen (BcG° 2, S, 201 15117; 5, S„ 26
130, 337; Urto des BbGo vom 15010‚1957 — 3 RK 7/54 — und vom.
27„3„1958 — 8 RV 739/55) ist es nicht als willkürlich unglei—

che Behandlung anzusehen, wenn die Grundrente der Witwe eines

Beamten beim Vorliegen der Voraussetzungen des 5 65 Abs° 1

Nr„ 2 BVG ganz oder teilweise ruht° Denn der Gesetzgeber woll-

te verhindern, daß die Witwe eines Beamten, dessen Tod Schä—

digungsfolge und zugleich die FOlge eines Dienstunfalls ist,

neben dem erhöhten Witwengeld nach beamtenrechtlichen Vor—

schriften noch die ungekürzte Grundrente erhält° Diese Rege—

lung kann nicht als willkürlich bezeichnet werden° Somit liegt

ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art° 3 Abs, 1

GG nicht vor°

Das Berufungsgericht hat daher mit Recht festgestellt, daß

die Witwengrundrente der Klägerin vom lo August 1951 an in

Höhe von 35,50 DM ruht, weil das Witwengeld der Klägerin nach

der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge ihre Versorgung nach

allgemeinen beamtenrechtlichen Bestimmungen um diesen Betrag

übersteigt° Die Revision war daher als unbegründet zurück—

zuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)°

Der Neufeststellungabescheid
vom 2° November 1953, durch

den festgestellt worden ist, daß die Witvengrundrente der

Klägerin vom 10 April 1953 an in voller Höhe ruhe, war

nicht Gegenstand des Berufungsverfahrens vor dem LSG„

@ 96 Abs° 1 SGG gilt, wie der erkennende Senat bereits

entschieden hat, nur für abändernde und ersetzende Verwal—

tungsakte‚ die nach dem 31° Dezember 1953 ergangen sind°

Der Bescheid vom 2° November 1953 galt nach 9 1608 Abs‚ 1

RVO i„V„mo @84 Abs. 3 BVG und Art. 33 des Bayer° Gesetzes
über Leistungen an Körperbeschädigte vom 26, März 1947

(GVOB1„ 1947 S° 107) als angefochten° Es wurde also beim
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OVA° ein Berufungsverfahren gegen diesen Beséheid anhängig°

Das 0VA«> hat über diese Berufung bis 31„ Dezember 1953 nicht
entschieden° Auch des Bayer„ LVAmt hat das Berufungsverfahren

gegen den Bescheid vom 2° November 1953 nicht nach 5 1608

Abs° 2 Satz 2 BVG während des Rekursverfahrens an sich gezo—

gen„ Infolgedessen iet die Berufung am 1° Januar 1954 nach

@ 215 Abs° 2 und 4 SGG auf das SGD übergegangen (BSG° 4, 8° 281

12317)0 Das Berufungsgericht hat sich deshalb mit Recht mit

dieser Klage nicht befaßto

Der Beklagte hat der Klägerin keine Kosten zu erstatten;

seine Aufwendungen sind nicht erstettungsfähig (@ 193 SGG)°
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